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heißt es im Aufruf der Spartakuskonferenz vom 1. Ok­
tober 1918:

„Geschwächt an Kapital und Kanonenfutter, wie die 
imperialistischen Staaten aus diesem Krieg hervor­
gehen, sind sie auf eine Reihe von Jahren nicht im­
stande, Kriege zu führen, und haben nur eines zu 
fürchten: daß der Proletarier selbst den Willen zeige, 
mit eigener Tat die Quelle künftiger Kriege zu ver­
stopfen.“*7

Um diesen Willen und diese Energie einzuschläfern, 
wurde auch jener Art. 8 in die Völkerbundsatzung auf­
genommen, in dem es heißt, „daß die Aufrechterhaltung 
des Friedens eine Herabsetzung der nationalen Rüstun­
gen auf das Mindestmaß erfordert...“ Zugleich wurde 
im Versailler Diktatfrieden (Abschn. V), der mit dem 
Völkerbundpakt eine vertragliche Einheit bildet, 
Deutschland verpflichtet, einseitig die ersten entschei­
denden Schritte zu tun, um eine „allgemeine Rüstungs­
beschränkung ... zu ermöglichen“. Diese generelle Ab­
rüstung zu fördern, sollte — nach den Worten C 1 e - 
m e n c e a u - s  vom 16. Juni 1919 — „eine der ersten 
Pflichten des Völkerbundes“ sein17 18.

Wie sah aber die Praxis des Völkerbundes in der 
Abrüstungsfrage aus? Die ehemaligen Entente-Staaten 
erklärten: Ja, wir werden afc>rüsten; aber nur, wenn 
Deutschland seine Abrüstungsverpflichtungen erfüllt. 
Zugleich begünstigten, ja, förderten diese Staaten aber 
die Verletzung der Versailler Abrüstungsklauseln durch 
den deutschen Militarismus. Andererseits erklärten die 
deutschen Imperialisten — z. B. durch ihre Delegation 
auf der Genfer Abrüstungskonferenz 1932 bis 193419 —, 
sie würden sich an die ihnen auferlegten Abrüstungs­
bestimmungen nur halten, wenn die Westmächte auch 
zur Abrüstung übergingen.

So spielten sich die imperialistischen Staaten in dem 
Bestreben, jede Abrüstung zu verhindern, gegenseitig 
die Bälle zu. Sie suchten die sowjetischen Abrüstungs­
initiativen zu negieren, die öffentliche Meinung zu des­
orientieren und entwerteten die von ihnen selbst mit 
erheblichem Propagandaaufwand geschaffene Ab- 
xüstungsklausel des Völkerbundpaktes zu einem Stück- 
Papier.

Im Gegensatz hierzu gelang es der UdSSR und spä­
ter den sozialistischen Staaten, klare Abrüstungsver­
pflichtungen durchzusetzen, die den imperialistischen 
Staaten Winkelzüge immer mehr erschweren.

So kamen die Vertreter der USA, Großbritanniens 
und des damals noch bürgerlich-feudalen Chinas in der 
Moskauer Deklaration über allgemeine Sicherheit vom 
30. Oktober 1943 mit der UdSSR überein, „miteinander 
und mit anderen Mitgliedern der Vereinten Nationen 
... zusammenzuarbeiten, um ein durchführbares allge­
meines Abkommen über die Regelung der Rüstungen 
in der Nachkriegszeit zu erreichen“20.

In der Satzung der UN wurde die Verpflichtung zur 
Abrüstung in engsten Zusammenhang mit dem Prinzip 
der Sicherung des Friedens gestellt. So wurde in Art. 11 
der Satzung der Vollversammlung die Befugnis über­
tragen, Grundsätze für die Zusammenarbeit zur Auf­
rechterhaltung der internationalen Sicherheit einschließ­
lich der Abrüstung zu erörtern und Empfehlungen zu 
beschließen. In dieser Kompetenz wird die Vollver­
sammlung im September vor wichtigen Entscheidungen 
stehen.

17 Zur Geschichte der KPD, Berlin 1954, S. 41.
18 International Federation of League of Nations Societies, 

Disarmament, S. 15 (engl.).
19 vgl. Loosli-Usteri, Geschichte der Konferenz für die Herab­

setzung und die Begrenzung der Rüstungen 1932—1934, Zürich 
1940; s. auch: Abrüstung und Recht, in: Der Deutschen-Spiegel, 
Berlin 1926, Heft 29, S. 1371.

20 Goodrich/Hambro, Charter of the United Nations, London
1949. S. 571 f. (engl.).

Darüber hinaus wurde in Art. 26 der Sicherheitsrat 
beauftragt,' Pläne für ein System der Regulierung der 
Rüstungen auszuarbeiten, um die Herstellung und Auf­
rechterhaltung des internationalen Friedens zu fördern. 
Diese Aufgabenstellung ist nicht zufällig, tragen doch 
die im Sicherheitsrat ständig vertretenen fünf Groß­
mächte21 mit ihren bedeutenden politischen und wirt­
schaftlichen Potenzen eine besonders hohe Verantwor­
tung für die Erhaltung des Weltfriedens.

„Eine charakteristische Besonderheit des jetzt be­
stehenden Systems der internationalen Sicherheit ist 
mithin“ — wie O. W. B o g d a n o w  zutreffend be­
tont — „die nicht nur politische, sondern auch völker­
rechtliche Anerkennung der Notwendigkeit, Ab­
rüstungsmaßnahmen durchzuführen. ... Im Nach­
kriegssystem der internationalen Sicherheit ist die 
Abrüstung als eine der Hauptmaßnahmen anerkannt 
worden, die notwendig sind, um einen neuen Krieg 
zu verhindern.“22

Bogdanow erwähnt in diesem Zusammenhang außer 
der Satzung der UN eine Reihe Resolutionen der Voll­
versammlung und des Sicherheitsrates. Mit Recht ver­
weist er z. B. auf die einstimmig angenommene Reso­
lution 41 (I) der Vollversammlung vom 14. Dezember 
1946, in der die Notwendigkeit „einer baldigen Rege­
lung und Reduktion der Rüstungen und Streitkräfte“ 
besonders nachdrücklich herausgearbeitet wird23.

Zutreffend hebt Bogdanow als besonders bedeutungs­
voll die Resolution 1378 (XIV) hervor, die im Ergebnis 
einer fast vierwöchigen, von der sowjetischen Ab­
rüstungsinitiative bestimmten Debatte am 20. Novem­
ber 1959 von der Vollversammlung ohne Abstimmung 
einmütig gebilligt wurde. Unter dem Eindruck der welt­
weiten Unterstützung des sowjetischen Plans der all­
gemeinen und vollständigen Abrüstung bestätigten auch 
die imperialistischen Staaten erneut ihre Verpflichtung 
zur Abrüstung. In der Resolution 1378 (XIV) wurden 
durch die Vollversammlung die Regierungen aufgefor­
dert, „alle Anstrengungen zur konstruktiven Lösung 
dieses Problems (der Abrüstung — M. K.) zu unterneh­
men“. Zugleich gab die Vollversammlung der Erwar­
tung Ausdrude, „daß mit dem Z i e l  d e r  a l l g e ­
m e i n e n  u n d  v o l l s t ä n d i g e n  A b r ü s t u n g  un­
ter effektiver internationaler Kontrolle in möglichst 
kurzer Zeit geeignete Maßnahmen in ihren Einzelhei­
ten ausgearbeitet und vereinbart werden“24. Die An­
nahme dieser Resolution war wie die Verurteilung der 
französischen Atomwaffenversuche in der Sahara durch 
die von 51 Staaten angenommene Resolution 1379 (XIV) 
beispielhaft dafür, wie sich das Kräfteverhältnis in den 
Vereinten Nationen wandelt, wie stetig von Jahr zu 
Jahr der Einfluß der Friedenskräfte auf die Durchfüh­
rung einer satzungsgemäßen Politik der Vereinten Na­
tionen wächst.

Die Obstruktionspolitik der Westmächte
Halten wir also fest: Als erste entscheidende Etappe 

im Kampf um die Verwirklichung der Abrüstung haben 
die Völker die Bestätigung umfassender und sehr prä­
ziser Verpflichtungen zur Abrüstung durch die imperia­
listischen Regierungen erreichen können. Keine Macht 
kann es heute ohne weltweite Verurteilung ihres Han­
delns wagen, offen die Verhinderung der Abrüstung als 
Ziel ihrer Politik zu erklären. So reift die Zeit heran, 
da auch der Widerstand der imperialistischen Staaten

21 Den Sitz der Volksrepublik China im Sicherheitsrat nimmt 
rechtswidrig das nur durch amerikanische militärische Inter­
vention noch auf Taiwan ausgehaltene Tschiang Kai-schek- 
Regime ein.

22 Der sowjetische Plan einer allgemeinen Abrüstung und 
das Völkerrecht, Sowjetstaat und Sowjetrecht 1960, Nn 2, S. 46 
und 47 (russ.).

22 Siegler, Dokumentation zur Abrüstung und Sicherheit, 
Bad Godesberg 1960, S. 16 f.

24 General Assembly, Official Records, 14th Session, Supple­
ment Nr. 16 (A/4354), S. 3.

598


